Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/4053 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

III/3 — 61404 — 6205/68 


Bonn, den 28. März 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zum Schutze der 
Berufsbezeichnung „Ingenieur“ 
(Ingenieurgesetz) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 334. Sitzung am 7. Februar 1969 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie folgt Steilung zu nehmen: 

„Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 'F 

Begründung 

Das Gesetz ändert das Ingenieurgesetz, das nach Auffassung des 
Bundesrates seiner Zustimmung bedurfte — Drucksache 266/65 
(Beschluß). Es ist deshalb nach ständiger Rechtsauffassung des 
Bundesrates ebenfalls zustimmungsbedürftig.'' 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist aus der Anlage 2 zu ersehen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 



Drucksache V/4053 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 

Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes zum Schutze der Berufsbezeichnung 
„Ingenieur" (Ingenieurgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

§ 1 des Gesetzes zum Schutze der Berufsbezeich- 
nung „Ingenieur" (Ingenieuigesetz) vom 7. Juli 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 601) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In Absatz 1 Nr. 1 werden die Worte „von zwei 
Jahren" durch die Worte „von fünf Jahren" 
ersetzt. 

2. Folgender neuer Absatz 2 wird eingefügt: 

„(2) Personen, die vor der Verkündung dieses ; 
Gesetzes die Abschlußprüfung an einer anderen i 
als einer staatlichen oder staatlich anerkannten j 
deutschen Ingenieurschule bestanden haben, dür- ; 
fen die Berufsbezeichnung „Ingenieur" auch füh- | 
ren, wenn sie vor der Verkündung dieses Ge- 
setzes keine Tätigkeit unter dieser Berufsbezeich- 
nung ausgeübt haben, sofern sie j 

1. vor der Verkündung dieses Gesetzes j 
verhindert waren, eine solche Tätigkeit i 
aufzunehmen, weil sie Wehrdienst oder : 
Ersatzdienst zu leisten hatten, oder die ■ 
Aufnahme einer solchen Tätigkeit 


wegen der Einberufung zum Wehr- 
dienst oder Ersatzdienst zurückgestellt 
haben, 

2. alsbald nach der Entlassung aus dem 
Wehrdienst oder Ersatzdienst eine 
Tätigkeit, die unter der Berufsbezeich- 
nung „Ingenieur" ausgeübt werden 
soll, aufgenommen haben und 

3. der zuständigen Behörde oder Stelle 
innerhalb der Frist des Absatzes 1 
Nr. 1 angezeigt haben, daß sie die 
Tätigkeit aufgenommen haben und die 
Beruf sbezeichnung „Ingenieur" führen 
wollen. 

Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


Nach dem Ingenieurgesetz vom 15. Juli 1967 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 601), welches als Initiativgesetzent- 
wurf der Abg. Vvheninger, Dr. Huys, Lemmrich und 
Genossen eingebracht wurde, darf die Berufsbezeich- 
nung „Ingenieur" nur führen, wer das Studium 
einer überwiegend technisch-naturwissenschaftlichen 
Fachrichtung an einer deutschen wissenschaftlichen 
Hochschule mit Erfolg abgeschlossen oder die Ab- 
schlußprüfung an einer deutschen staatlichen oder 
staatlich anerkannten Ingenieurschule oder bis zum 
31. Dezember 1970 die Abschlußprüfung eines Be- 
triebsführerlehrganges einer deutschen staatlich an- 
erkannten Bergschule bestanden hat. Wer bisher 
ohne eine entsprechende Abschlußprüfung die Be- 
rufsbezeichnung „Ingenieur" geführt hatte und ent- 
sprechend berufstätig war, sollte die Berechtigung 
durch eine entsprechende Anzeige innerhalb einer 
Frist von zwei Jahren aufrechterhalten können. 

Insgesamt sind innerhalb der Frist etwa 110 000 An- 
zeigen bei den zuständigen Stellen eingegangen, 
über 1500 Berechtigte haben die Frist im allgemei- 
nen aus Gründen, die sie nicht zu vertreten haben, 
versäumt. Dabei ist zu berücksichtigen, daß gerade 


der Kreis dieser Personen nicht oder nur zum gerin- 
gen Teil durch Berufsorganisationen betreut war. 

Dieser Gesetzentwurf sieht in Artikel 1 Nr. 1 eine 
Verlängerung der Anzeigefrist von bisher zwei 
Jahren auf fünf Jahre vor. Damit wird den Betrof- 
fenen die Möglichkeit eingeräumt, unter gleich- 
artigen Voraussetzungen wie bisher die Anzeige zu 
erstatten und dadurch die Berechtigung zur Fort- 
führung der Berufsbezeichnung „Ingenieur" zu er- 
langen. Die Zweijahresfrist nach dem Ingenieur- 
gesetz in der Fassung vom 7. Juli 1965 endete am 
17. Juli 1967. Bei einer Verlängerung der Frist auf 
fünf Jahre, wie sie in diesem Gesetzentwurf vor- 
gesehen ist, würden sie im Juli 1970 ablaufen. Eine 
derartige Fristverlängerung erscheint angemessen. 
Artikel 1 Nr. 2 soll einem größeren Personenkreis 
die Möglichkeit eröffnen, die Berufsbezeichnung 
„Ingenieur" ebenfalls führen zu dürfen, wenn sie 
unverschuldet durch Wehr- oder Ersatzdienst daran 
gehindert waren, vor Verkündung des Gesetzes eine 
Tätigkeit unter der Berufsbezeichnung „Ingenieur" 
auszuüben. In diesen Fällen soll die Anzeigefrist 
ebenfalls nach fünf Jahren, also im Juli 1970, ab- 
laufen. 
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Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung vermag der Auffassung des 
Bundesrates, das Gesetz bedürfe seiner Zustimmung, 
nicht zu folgen. 

Das Anderungsgesetz ist bereits deshalb nicht zu- 
stimmungsbedürftig, weil das Ingcnieurgesetz vom 
7. Juli 1965 nicht der Zustimmung des Bundesrates 
bedurfte und daher ohne Zustimmungsformel ver- 
kündet worden ist. 

Aber selbst wenn das ursprüngliche Gesetz ein Zu- 
stimmungsgesetz gewesen wäre, könnte der Auf- 
fassung des Bundesrates nicht gefolgt werden; denn 
nach ständiger Auffassung der Bundesregierung ist 
ein Änderungsgesetz nur dann zustimmungsbedürf- 
tig, wenn es selbst einen zustimmungsbedürftigen 
Inhalt hat oder wenn es solche Vorschriften ändert, 
welche die Zustimmungsbedürftigkeit des ursprüng- 
lichen Gesetzes begründet haben. Keine dieser Vor- 
aussetzungen ist bei dem vorliegenden Gesetzent- 
wurf gegeben. 
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